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Betr.: UVPG 
hier: Vorprüfung des Einzelfalls  
 

 

Projekt BImSchG-Antrag zur Errichtung und Betrieb einer Windenergieanlage (WEA), Weinerpark 17, Ochtrup, Betriebsgelände der 

Kockmann GmbH 

Antragsteller Kockmann GmbH, Weiner Park 17, 48607 Ochtrup 

 

Der Betrieb fällt unter die 4. BImSchV Ziffern 1.6.2  

Eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 11 Abs. 4 UVPG i. V. m. § 7 UVPG ist für die Änderung notwendig. 

 

1. Merkmale der Vorhaben 

Die Merkmale eines Vorha-

bens sind insbesondere hin-

sichtlich folgender Kriterien 

zu beurteilen: 

Erhebliche Auswirkungen möglich? 

Ja Nein Begründung 

1.1 Größe und Ausgestaltung 

des gesamten Vorhabens 

und, soweit relevant, der Ab-

rissarbeiten, 

 X 

Bei dem geplanten Vorhaben soll eine WEA des Typs Enercon E-138 EP3 E3 mit einer Nenn-

leistung von bis zu 4,5 MW errichtet werden. Die Anlage hat einen Rotordurchmesser von 

138,25 m und eine Nabenhöhe von 130,64 m. Daraus ergibt sich eine Gesamthöhe von 

199,76 m.  

1.2 Zusammenwirkung mit ande-

ren bestehenden oder zuge-

lassenen Vorhaben und Tä-

tigkeiten, 

 X 

Die WEA wird als Einzelanlage auf dem Betriebsgelände der Abfallanlage Kockmann GmbH 

errichtet. Das Betriebsgelände befindet sich Industrie- und Gewerbegebiet Weinerpark, B-Pl. 

Nr 79, der Stadt Ochtrup. Die nächste WEA befindet sich in einem Abstand von > 800 m im 

Außenbereich. Ein funktionaler Zusammenhang wird nicht angenommen.  

Vorbereitende Abrissarbeiten fallen nicht an. Die Betriebsdauer der geplanten WEA ist auf 20 
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bis 25 Jahre ausgelegt. Nach Ablauf der Nutzungsdauer wird die WEA zurückgebaut und das 

ursprüngliche Gelände wiederhergestellt. 

1.3 Nutzung natürlicher Ressour-

cen, insbesondere Fläche, 

Boden, Wasser, Tiere, Pflan-

zen und biologische Vielfalt, 

 X 

Für die Schutzgüter Boden, Fläche, Wasser, Klima, biologische Vielfalt (außer Vögel) und Kul-

turelles Erbe / sonstige Sachgüter lassen sich i.d.R. keine über die lokalen Eingriffe hinausge-

henden signifikanten Beeinträchtigungen beschreiben. 

Der Flächenbedarf der WEA ist vergleichsweise gering und umfasst i. W. die Versiegelungen 

durch das Fundament. Bei den Bauflächen handelt es sich größtenteils um bereits versiegelte 

oder teilversiegelte Flächen. Freiflächen werden kaum in Anspruch genommen. Eine wasser-

wirtschaftliche Beeinträchtigung ist durch die Verwendung biologisch abbaubarer Öle und 

Schmierstoffe nicht erkennbar.  

Die biologische Vielfalt wird durch den Bau von WEA kleinräumig beeinflusst. Veränderungen 

bzw. Verluste von Lebensräumen sind bei dem Bau von WEA nicht zu vermeiden. Dies ist je-

doch nur in einem geringen Umfang anzunehmen, da das Vorhaben grundsätzlich einen stark 

veränderten und vorbelasteten Bereich umfasst. 

1.4 Erzeugung von Abfällen im 

Sinne von § 3 Absatz 1 und 8 

des Kreislaufwirtschaftsge-

setzes, 

 X 

Die Kockmann GmbH ist als Entsorgungsfachbetrieb zertifiziert. Es fallen keine nennenswerte 

Abfallmengen durch den Betrieb der WEA an. 

1.5 Umweltverschmutzung und 

Belästigungen 

 X 

Emissionen durch Stoffe und Gerüche sind nicht anzunehmen. Es können Belästigungen 

durch die Schallimmission und den Schattenwurf auftreten. Mit Hilfe einer Schallimmissions-

prognose und Untersuchungen zum Schattenwurf wird nachgewiesen, dass der Anlagenbe-

trieb zu keinen unzumutbaren Beeinträchtigungen kommt. 

Mit einer mit einer sog. bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung wird die optische Belästigung 

der Anwohner vermieden. Die optisch bedrängende Wirkung durch die Anlage selbst über-

steigt durch die entsprechenden Abstände zur Wohnbebauung nicht die rechtlich zulässige 

Belastung. Das WH unterhalb dieses zulässigen Abstands wurde gesondert bewertet. 
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1.6 Risiken von Störfällen, Unfäl-

len und Katastrophen, die für 

das Vorhaben von Bedeutung 

sind, einschließlich der Stör-

fälle, Unfälle und Katastro-

phen, die wissenschaftlichen 

Erkenntnissen zufolge durch 

Klimawandel bedingt sind, 

insbesondere mit Blick auf: 

 X 

Die Anlagentechnik zum Betrieb der WEA entspricht dem Stand der Technik. Die Anlage un-

terliegt nicht der Störfallverordnung. Ein gesondertes Unfallrisiko mit Blick auf die verwendeten 

Stoffe und Technologien ist nicht abzuleiten. 

Abbruch der Rotorblätter bzw. Umfallen der Anlage, Eisfall und Eisabwurf, Brand und Blitzein-

schlag werden durch organisatorische und technische Sicherheitsvorkehrungen auf ein Mini-

mum in ihrer Wirkung reduziert. 

1.6.1 verwendete Stoffe und Tech-

nologien, 
 X 

s. 1.6 

1.6.2 die Anfälligkeit des Vorha-

bens für Störfälle im Sinne 

des § 2 Nummer 7 der Stör-

fall-Verordnung, insbeson-

dere aufgrund seiner Verwirk-

lichung innerhalb des ange-

messenen Sicherheitsabstan-

des zu Betriebsbereichen im 

Sinne des § 3 Absatz 5a des 

Bundes-Immissionsschutzge-

setzes, 

 X 

 

s. 1.6 

1.7 Risiken für die menschliche 

Gesundheit, z. B. Verunreini-

gung von Wasser und Luft. 

 X 

Die Tätigkeit des Personals besteht zum größten Teil in der Führung von Radladern und Ma-

schinen im Umgebungsbereich der WEA. Die temporären Arbeitsplätze sind somit weitestge-

hend gekapselt. 
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2. Standort der Vorhaben 

Die ökologische Empfindlich-

keit eines Gebiets, das durch 

ein Vorhaben möglicherweise 

beeinträchtigt wird, ist insbe-

sondere hinsichtlich folgender 

Nutzungs- und Schutzkrite-

rien unter Berücksichtigung 

der Kumulierung mit anderen 

Vorhaben in ihrem gemeinsa-

men Einwirkungsbereich zu 

beurteilen: 

 

Ja Nein Begründung 

2.1 Bestehende Nutzung des Ge-

bietes, insbesondere als Flä-

che für Siedlung und Erho-

lung, für land-, forst- und fi-

schereiwirtschaftliche Nut-

zungen, für sonstige wirt-

schaftliche und öffentliche 

Nutzungen, Verkehr, Ver- 

und Entsorgung (Nutzungs-

kriterien), 

 X 

Die Zulässigkeit des Vorhabens leitet sich aus den Regelungen des B-Plans ab. Der Bebau-

ungsplan Nr. 79 „Gewerbe- und Industriegebiet Weiner“ ist in zwei Teilbereiche aufgeteilt. Die 

geplante WEA liegt im Teilbereich I. Die Art der baulichen Nutzung ist im Bereich der geplan-

ten WEA als Industriegebiet festgesetzt. Die Errichtung einer WEA ist hier planungsrechtlich 

zulässig. Die Zulässigkeit wurde in einem Vorbescheidsverfahren geklärt. 

Die Umgebung ist von einer stark anthrophogenen Nutzung geprägt. 
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2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, 

Qualität und Regenerations-

fähigkeit der natürlichen Res-

sourcen, insbesondere Flä-

che, Boden Landschaft, Was-

ser, Tiere, Pflanzen biologi-

sche Vielfalt, des Gebiets und 

seines Untergrunds (Quali-

tätskriterien),  

 X 

Der Eingriff durch die WEA wird im Hinblick auf den Flächenverbrauch so gering wie möglich 

gehalten. Belastungen des Untergrundes und des Grundwasser werden durch bauliche und 

betriebliche Maßnahmen ausgeschlossen. Der Standort und seine Eingriffsflächen (Funda-

ment, Kranstellfläche, Zuwegung, etc.) liegen auf dem größtenteils versiegelten Gelände des 

Wertstoffhofes mit den zugehörigen Einrichtungen und Lagerflächen. 

Aufgrund bisher vorgenommenen Gutachten, der Lage in einem GI-Gebiet und der Erfahrung 

ist nicht davon auszugehen, dass durch die Anlagenerrichtung nennenswerte Einwirkungen 

auf die Schutzgüter in unmittelbarer Umgebung zu erwarten sind. 

 

2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter 

unter besonderer Berücksich-

tigung folgender Gebiete und 

von Art und Umfang des 

ihnen jeweils zugewiesenen 

Schutzes (Schutzkriterien):  

  

 

2.3.1 Natura 2000 -Gebiete nach § 

7 Absatz 1 Nummer 8 des 

Bundesnaturschutzgesetzes 

 X 

In einer Entfernung von 1,6 km befindet sich ein bedeutendes Fledermaus-Winterquartier. Die 

Eingriffsflächen berühren keine mit dem Gebiet verbundenen Lebensräume. Eine Beeinträchti-

gung ist nicht anzunehmen. 

2.3.2 Naturschutzgebiete gemäß § 

23 des Bundesnaturschutz-

gesetzes  (BNatSchG), so-

weit nicht bereits unter Num-

mer 2.3.1 erfasst,  

 X 

- NSG Auf der Ammert (BOR-078), ca. 2,3 km westl. 

- NSG Uphoffs Busch (ST-044), ca. 2,4 km nordöstl. 

Aufgrund der Entfernung der NSG erscheinen erhebliche Umweltauswirkungen 

ausgeschlossen 
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2.3.3 Nationalparke und Nationale 

Naturmonumente nach § 24 

des BNatSchG, soweit nicht 

bereits von Nummer 2.3.1 er-

fasst, 

 

 X Nicht betroffen 

2.3.4 Biosphärenreservate und 

Landschaftsschutzgebiete 

gemäß den §§ 25 und 26 des 

BNatSchG 

 X 

- LSG-3708-0001 (LSG Bergfreibad und Umgebung), ca. 1,5 km nördl. 

- LSG-3808-0002 (LSG Ammerter Mark), ca. 2,1 km südwestl. 

Aufgrund der Entfernung erscheinen erhebliche Umweltauswirkungen 

ausgeschlossen. 

2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 

des Bundesnaturschutzgeset-

zes, 

  

 

Nicht betroffen 

2.3.6 geschützte Landschaftsbe-

standteile, einschließlich Al-

leen, nach § 29 des 

BNatSchG, 

  

 
 
 
Nicht betroffen, GI / GE-Gebiet 

2.3.7 gesetzlich geschützte Biotope 

nach § 30 des BNatSchG, 
  

Nicht betroffen 
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2.3.8 Wasserschutzgebiete nach § 

51 Wasserhaushaltgesetz, 

Heilquellenschutzgebiete 

nach § 53 Absatz 4 des Was-

serhaushaltsgesetzes, Risi-

kogebiete nach §7 Absatz 1 

des Wasserhaushaltgesetzes 

sowie Überschwemmungsge-

biete nach § 76 des Wasser-

haushaltsgesetzes,  

  

Nicht betroffen 

2.3.9 Gebiete, in denen die Vor-

schriften der Europäischen 

Union festgelegten Umwelt-

qualitätsnormen bereits über-

schritten sind, 

  

Nicht zutreffend 

2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölke-

rungsdichte, insbesondere 

zentrale Orte im Sinne des § 

2 Nummer 2 des Raumord-

nungsgesetzes,  

 X 

Abstand zum Stadtgebiet 1000 m, GI / GE-Gebiet 
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2.3.11 in amtlichen Listen oder Kar-

ten verzeichnete Denkmäler, 

Denkmalensembles, Boden-

denkmäler oder Gebiete, die 

von der durch die Länder be-

stimmten Denkmalschutzbe-

hörde als archäologisch be-

deutende Landschaften ein-

gestuft worden sind. 

 X 

GI / GE-Gebiet im Abstand von 1000 m zum Stadtgebiet 
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3. Merkmale der möglichen 

Auswirkungen 

Die möglichen erheblichen 

Auswirkungen eines Vorha-

bens auf die Schutzgüter sind 

anhand der unter den Num-

mern 1 und 2 aufgeführten 

Kriterien zu beurteilen; dabei 

ist insbesondere folgendem 

Gesichtspunkten Rechnung 

zu tragen:  

Erhebliche Auswirkungen möglich? 

Ja Nein Begründung 
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3.1 der Art und dem Ausmaß der 

Auswirkungen, insbesondere, 

welches geographische Ge-

biet betroffen ist und wie viele 

Personen von den Auswirkun-

gen voraussichtlich betroffen 

sind,  

 X 

Die Prüfung anhand der Kriterien der Ziffer 1 (Merkmale der Vorhaben) hatte zum Ergebnis, 

dass aufgrund der vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen begründet davon ausgegangen wer-

den kann, dass durch die WEA-Anlage keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten sind. 

Von den Auswirkungen des Anlagenbetriebes konkret betroffen sind durch die besondere Lage 

in einem GI / GE Gebiet nur wenige Hofstellen bzw. im Außenbereich liegende Wohnhäuser. 

Der Abstand zur WEA-Anlage beträgt bei fast allen angrenzenden Wohnnutzungen mehr als die 

3-fache Anlagenhöhe; die geschlossene Wohnbebauung der Stadt Ochtrup ist 1000 Meter ent-

fernt. Die Schallprognose berücksichtigt für den Nachtzeitraum für die geplante WEA den Be-

triebsmodus 99,0 dB. Die Zusatzbelastung zur Nachtzeit liegt 10 dB(A) unter des nächtlichen 

IRW. Es wird eine automatische Schattenwurfabschaltung installiert, die optisch bedrängende 

Wirkung der Anlage ist rechnerisch nur für eine Betriebsleiterwohnung anzunehmen 

 

Das Umfeld des Bioenergieparks ist gekennzeichnet durch landwirtschaftliche Nutzungen; im 

näheren Umfeld befinden sich i. W. unzusammenhängende Waldflächen von nennenswerten 

Umfang. Die Kriterien nach Ziffer 2.1 (Nutzungskriterien), Ziffer 2.2 (Qualitätskriterien) und Ziffer 

2.3 (Schutzkriterien) wurden bereits im Rahmen der Bauleitplanung bei der Ausweisung des 

Gebietes als Sondergebiet umfassend geprüft und beurteilt. 

 

 

    

3.2 dem etwaigen grenzüber-

schreitenden Charakter der 

Auswirkungen, 

  

Nicht zutreffend 

3.3 der Schwere und der Komple-

xität der Auswirkungen, 
 X 

Angesichts der Lage in einem GI / GE-Gebiet sind die Umwelteinwirkungen mit anderen geneh-

migungspflichtigen Anlagen unter Einhaltung der IRW vergleichbar. 
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3.4 der Wahrscheinlichkeit von 

Auswirkungen, 
 X 

Schall, Schatten, optisch bedrängende Wirkung im zumutbaren und zulässigen Rahmen 

3.5 dem voraussichtlichen Zeit-

punkt des Eintretens sowie 

der Dauer, Häufigkeit und 

Umkehrbarkeit der Auswirkun-

gen, 

 X 

s. 3.4 

3.6 dem Zusammenwirken der 

Auswirkungen mit den Auswir-

kungen anderer bestehender 

oder zugelassenen Vorhaben, 

 X 

Lage in einem GI- / GE-Gebiet, Zulässigkeit im Rahmen der Bauleitplanung anzunehmen 

3.7 der Möglichkeit, die Auswir-

kungen wirksam zu vermin-

dern. 

 X 

Es ist anzunehmen, dass die vorgegebenen technischen Sicherungseinrichtungen und organi-

satorische Vorgaben die Auswirkungen des Anlagenbetriebs und der Anlagenerrichtung deutlich 

vermindern. 

 
Ergebnis:  

Die Durchführung einer UVP ist nicht erforderlich. 

 

Begründung: 

Erhebliche Auswirkungen für die Umwelt einschließlich der, wie unter Ziffern 1 bis 3 beschrieben, anliegenden Bevölkerung und der zu schützenden 

Gebiete, sind nicht zu erwarten. Im Hinblick auf den bereits vorhandenen Firmen – und Anlagenbestand in einem Industrie- und Gewerbegebiet ist die  

Belastung durch die geplante WEA als eher nachrangig einzustufen. Nach der vorgenommenen Prüfung ist insgesamt festzustellen, dass durch die 

geplante Änderung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Daher ist die Durchführung einer UVP nicht erforderlich. 

 

gez. Reinhard Zurwieden 


